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Dieses Thema beschäftigt nicht nur die
Gemüter. In der Januar-Ausgabe der DP
haben wir schon darüber berichtet, doch
nun ist es entschieden.

Zunächst gab es eine Landtagsdruck-
sache (17/7320), in der der Gesetzentwurf
der Landesregierung über die Feststel-
lung eines dritten Nachtrags zum Staats-
haushalt von Baden-Württemberg für
das Haushaltsjahr 2011 veröffentlicht
wurde. Dieser ging in den Finanzaus-
schuss und die Fraktionen.

Dort sollten in den §§ 2a und 2b die
Stellenstreichungen (beim IM 100) und
die Vorgriffstunden verpflichtend für alle
geregelt werden.

Geregelt ist nicht ganz richtig, denn es
sollte festgelegt werden, dass die Vor-
griffstunden in den arbeitszeitrechtlichen
Vorschriften insgesamt 2872 Stellen, be-
ginnend mit dem Jahr 2011, einsparen
sollten.

Weiterhin sollte geregelt werden, dass
für jede weitere Stelle, die nicht besetzt
wird, im folgenden Haushaltsjahr der
Einzelplan, z. B. Innenministerium, zu-
sätzliche 49 600 Euro für Sachmittel er-
hält.

Für die GdP war es von Anfang an in-
diskutabel, über eine verpflichtende Vor-
griffstundenregelung für alle nachzuden-
ken, denn dies wäre lediglich eine ver-
deckte Wochenarbeitszeiterhöhung ge-
wesen.

Es war aber sinnvoll, einmal darüber
nachzudenken, ob die Polizistin/der Poli-
zist nicht selbst entscheiden kann, von
seiner Unsumme von Überstunden –
u. U. nicht nur eine pro Monat – einige
auf einem Art „Sparbuch“ anzulegen und
dann selbst darüber zu entscheiden, wann
er sie „abhebt“. Vielleicht am Ende sei-
ner Dienstzeit, nach einer bestimmten
Zeit auf einmal oder in kleinen Raten,
oder, oder, oder.

Hierzu bedurfte es aber noch klaren
Regelungen, wie
• dass solche Vereinbarungen vertraglich

geregelt – also rechtsverbindlich – sein
müssen;

• dass genau festgelegt wird, wie im Falle
der Fälle – also wenn jemand gesund-
heitlich früher in Pension gehen muss –
zu welchem Stundensatz die Stunden
vergütet werden;

• wie hoch die Höchstwochenarbeitszeit
dann maximal sein darf (ist eigentlich
schon in der EU-Richtlinie 2003/88 ge-
regelt – doch bei Einsätzen zählt dies
nicht);

• wie hoch die Zinsleistung des Staates
ist, denn jeder, der sich für dieses Mo-
dell entscheidet, leiht dem Land Baden-
Württemberg die bereits geleistete Ar-
beitszeit.
Dies gilt auch nicht für alle Bereiche

der Polizei, aber für den einen oder ande-
ren wäre es zumindest überlegenswert.
Es gab also noch eine Menge Fragen, die
beantwortet werden mussten.

Wir als GdP waren gerne dazu bereit,
darüber zu reden und zu diskutieren. So
wurde unsere Meinung von mir auch am
10. Januar 2011 im Staatsministerium
vorgetragen.

Nun haben Regierung und Fraktion
den Weg für weitere Gedanken geebnet.

Darüber hinaus sind Kürzungen bei
Gehalt und Pensionen sowie bei Beihilfe
und freier Heilfürsorge – zumindest in
der Erprobungsphase bis 2012 – vom
Tisch.

Dass die Regierung und Fraktion be-
reit ist, eine Gehaltserhöhung von zwei
Prozent für alle Beamte des Landes vor-
zunehmen, ist erfreulich, lässt aber einige
Fragen offen, die uns noch erhebliche
Probleme bereiten werden.

Die weitere Ausgestaltung des diffe-
renzierten Lebensarbeitszeitkontos, so
die Pressemeldung, wird vor Beginn der
Erprobungsphase sowie im Anschluss in
Abstimmung mit den betroffenen Be-
rufsverbänden erfolgen.

Die Eckpunkte des differenzierten Le-
bensarbeitszeitkontos gestalten sich wie
folgt:
1. Erprobungsphase 2011 (Quelle Staats-

ministerium)
Es besteht Einigkeit darin, dass im Jahr
2011 – beginnend zum 1. 9. – ein Ein-
sparbetrag aus dem Personalbereich in
Höhe von 20 Mio. Euro erbracht wer-
den muss. Dieser Betrag wächst bis ins
Jahr 2018 auf 160 Mio. Euro pro Jahr.

2. Jeder Beamte im öffentlichen Sektor
kann grundsätzlich eine Stunde Mehr-
arbeit erbringen. Darüber hinausgehen-
de Mehrarbeit muss für eine Anrech-
nung durch den jeweiligen Dienstvorge-
setzten genehmigt werden. Sie werden in
ein Lebensarbeitszeitkonto gutgebucht.
Aufgelaufene und genehmigte Über-
stunden zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Regelung können – ohne
dass eine Kappung zum Jahresende er-
folgt – auf Wunsch in das Lebensar-
beitszeitkonto angespart werden.
In der Ausgestaltung des Lebensar-
beitszeitkontos soll möglichst hohe Fle-
xibilität bestehen. Dies stärkt die opera-
tive Eigenständigkeit vor Ort. Die Aus-
gestaltung wird im Einvernehmen von
Dienststellenleiter und dem örtlichen
Personalrat vorgenommen.

Vorgriffstundenregelung und
Stelleneinsparungen
Von Rüdiger Seidenspinner, GdP-Landesvorsitzender
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Auf Antrag können im Falle der Ver-
pflichtung auch Berufseinsteiger in den
ersten fünf Dienstjahren an diesem Mo-
dell teilhaben.

3. Die Pilotphase des Lebensarbeitszeit-
kontos soll so evaluiert werden, dass
Veränderungen zum 1. September 2012
möglich sind.
Sollte der angestrebte Einsparbetrag
am Ende der Pilotphase nicht erzielt
worden sein, so wird ein verpflichten-
des Modell der Mehrarbeit eingeführt.
Über die prozentuale Verteilung des
Einsparbetrags unter den Ressorts ist
nach Einführung des verpflichtenden
Modells neu zu entscheiden.

4. Mit den betroffenen Berufsverbänden
sind Gespräche über die nähere Ausge-
staltung des Lebensarbeitszeitkontos
vor Beginn der Erprobungsphase sowie
im Anschluss turnusmäßig zu führen.
Somit sind zwar schon einige, aber

nicht alle Fragen geklärt. Dies muss auch
nicht gleich sein, denn zur Ausformulie-
rung haben wir noch genügend Zeit. Ihr

könnt euch sicher sein, das wir als GdP
dies leidenschaftlich tun werden.

Grundsätzlich müssen wir schon die
Frage stellen, ob das Thema Lebensar-
beitszeitkonto eigentlich für die Polizei
geeignet ist? Denn ständig mehr Arbeit
hat was mit Belastung, Stress, Erkran-
kung und Einschränkung zu tun. Dies be-
darf dann Auszeiten, mehr Ruhezeiten,
Freizeit und Erholung.

Deshalb brauchen wir deutliches mehr
an Personal und dies ohne Wenn und
Aber.

Alleine mit den 800 Neueinstellungen
pro Jahr ist es nicht getan, denn am Ende
der Ausbildung kommen maximal 650
auf den Dienststellen an. Einige fangen
eine andere Ausbildung an, studieren
oder erkennen, dass der Polizeiberuf
doch nichts für sie ist, was aber keine Tra-
gödie ist, denn besser zu Beginn, als nach
15 bis 20 Jahren frustriert und am Ende.

Hier müssten die politisch Verant-
wortlichen dringend nachsteuern und ab
sofort 950 junge Kolleginnen und Kolle-
gen einstellen, damit die Abbrecher auf-
gefangen werden können. Leider wird
dies nicht gemacht, obwohl das Problem
erkannt ist.

Dieser sog. jahrzehntelange Schwund
ist auch eine Stelleneinsparung bei der
Polizei, welche verheerende Folgen ha-
ben wird.

Woher kommen eigentlich die über
eine Mio. Überstunden bei der Polizei?
Klar, wegen der enormen Arbeitsbelas-
tung, aber auch durch eine verheerende
Personalpolitik in der Vergangenheit.
Die Anzahl der Überstunden macht
deutlich, dass wir als Polizei zu wenig Per-
sonal haben, das kann man rechnen wie
man möchte.

Die Haushaltssanierung durch Stellen-
reduzierung ist ein verständlicher An-
satz, aber nicht mit der Rasenmäherme-
thode. Können 160 Mio. Einsparungen
im Personalbereich (bis 2018) wirklich

den Haushalt sanieren? Dies ließe sich
prozentual gleichsetzen mit 16 Euro, die
ein getrennt lebender PHK mit einem
Kind ohne Kindergeld einsparen würde.
Gäbe es da nicht andere Einsparpoten-
ziale?

Zudem werden die sogenannten „Ne-
benkosten“ bei steigender Belastung,
Krankheitsrate etc. unterm Strich das
Eingesparte mit Sicherheit auffressen.

Auch weitere Stellenstreichungen im
Tarifbereich stellen verdeckte Streichun-
gen von Polizistenstellen dar, denn die
Arbeit des Tarifs- und Verwaltungsper-
sonals übernehmen dann Polizistinnen
und Polizisten. Es hat sich in der Zwi-
schenzeit, hoffentlich, herumgesprochen,
dass PC’s und Software nicht alleine ar-
beiten!

In diesem Zusammenhang wird auch
immer gerne die „Aufgabenanalyse“ aus
dem Hut gezogen, die auch – alleine
schon wegen der zig Arbeitsgruppen, die
ohne Personal nicht arbeiten, – eine,
wenn auch nur temporäre Stellenstrei-
chung darstellt.

Wenn die Verantwortlichen mit aller
Gewalt und gegen jede Vernunft auch
den Personalkörper der Polizei (Vollzug,
Nichtvollzug und Tarif) verkleinern
möchten, dann gibt es ein Beispiel dafür,
wie man es machen sollte.

Der Bundesverteidigungsminister von
Guttenberg sagt deutlich, um wie viele
Männer er die Bundeswehr verkleinern
möchte.

Warum hat man an der verantwortli-
chen Stelle nicht auch den Mut zu sagen,
dass man bei der Polizei soundsoviele
Stellen (Vollzug, Nichtvollzug und Tarif)
streichen möchte und dass dies u. a. auch
Standortfragen (so heißt dies bei der
Bundeswehr) sind und auch die Aufga-
benerledigung betrifft.

Es ist noch etwas Zeit vor dem 27. 3.
2011 zu sagen, was man wirklich vor hat
oder zukünftig will. RSeid
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Fortsetzung von Seite 1

Die Landesredaktion ist unter der
E-Mail-Adresse redaktion@gdp-bw.de
zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei, Landesjournal, oder in
der GdP digit@l veröffentlicht werden
sollen, an diese E-Mail-Adresse senden.

In dringenden Fällen erreicht Ihr uns
auch unter der GdP-Phone-Nummer
0 15 77/4 87 17 10.

Der Redaktionsschluss für die März-
Ausgabe 2011 des Landesjournal Ba-
den-Württemberg ist Freitag, der 4. Fe-
bruar 2011, und für die April-Ausgabe
2011 Freitag, der 11. März 2011.

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können von
uns leider nicht mehr berücksichtigt
werden.

WKi

AUS DER REDAKTION



2 - 2011 Deutsche Polizei 3

Sehr geehrter Herr Seidenspinner,
herzlichen Dank für Ihr Schreiben vom

16. November und die Übersendung Ihrer
Fragen zur Landtagswahl. Gerne nehme ich
dazu Stellung:

Welche Verbesserungen haben Sie
sich für die Tarifbeschäftigten der

Polizei gedacht?
Die derzeitigen Eingruppierungen der

Tarifbeschäftigten bedürfen struktureller
Verbesserungen. Die Tätigkeitsbeschrei-
bungen bzw. Stellenbewertungen der Tarif-
beschäftigten der Polizei müssen im Regel-
werk des TVL ihre gerechte Berücksichti-
gung finden. Vieles ist in den letzten Jahren
an höherwertigen Tätigkeiten dazugekom-
men. Leider hat man es bisher versäumt, im
TVL analog dem früheren BAT die Merk-
male für die einzelnen Entgeltgruppen neu
festzulegen. Darüber hinaus müssen mehr
Aufstiegsmöglichkeiten geschaffen werden.

Potenzial sehen wir auch in einer Flexibi-
lisierung der Arbeitszeit. Hierdurch konnte
ein großer Schritt zur besseren Vereinba-
rung von Familie und Beruf unternommen
werden. Um flexible Arbeitszeitmodelle
umzusetzen bedarf es einer entsprechenden
räumlichen und technischen Ausstattung.
Eine Vor- oder Nachmittagstätigkeit darf
nicht langer am fehlenden Schreibtisch und
fehlenden PC scheitern. Darüber hinaus
müssen die Möglichkeiten für die Telearbeit
von zu Hause aus ausgebaut werden.

Werden Sie die Idee einer „Polizei-
zulage“ für Tarifbeschäftigte in der

Polizei des Landes umsetzen?
Unseres Erachtens wäre es zunächst er-

strebenswert, für den Bereich der Tarifbe-
schäftigten den qualifizierten Ausbildungs-
beruf des Polizeifachangestellten zu schaf-

fen. Diese Fachkräfte sollten den Vollzugs-
dienst bei der Polizei sachkundig unterstüt-
zen und ihrer Qualifikation entsprechend
angemessen eingruppiert werden.

Werden Sie einem Stellenabbau im
Nichtvollzugsbereich der Polizei
eine endgültige Absage erteilen?

Ja. Die SPD-Landtagsfraktion hat den
Stellenabbau im Bereich des Nichtvollzugs-
dienstes in den letzten Jahren deutlich kriti-
siert. Solange kein Aufgabenabbau stattfin-
det und die anfallenden Verwaltungstätig-
keiten und Schreibaufgaben von ausgebil-
deten Vollzugsbeamten übernommen wer-
den müssen, ist ein Stellenabbau nicht zu
rechtfertigen.

Sind Sie bereit, langjährig
Beschäftigte der Polizei mit

Zeitverträgen in Festverträge zu
übernehmen, wenn ja: wie –

wenn nein: warum?

Ja. Ein Stopp des Stellenabbaus im Nicht-
vollzugsbereich würde den Beschäftigten in
diesem Bereich eine sichere Perspektive für
einen unbefristeten Fortbestand ihrer Be-
schäftigungsverhältnisse geben. Hierdurch
könnte die Polizei auch weiterhin von den
über Jahre hinweg erworbenen Kenntnissen
und Erfahrungen der Beschäftigten profitie-
ren. Ganz besonders gilt dies in Fällen, in de-
nen Beschäftigte in Teilzeit befristete und
unbefristete Arbeitsverhältnisse bei der Po-
lizei parallel wahrnehmen.

Welche nachhaltigen Verbesserun-
gen für Verwaltungsbeamte/
-innen in der Polizei sehen Sie

nach der Wahl vor?

Wahlprüfsteine der im Landtag
vertretenen Parteien

SPD Baden-Württemberg

LANDESJOURNALBaden-Württemberg

LANDTAGSWAHL

Im Rahmen der Dienstrechtsreform wur-
de für den Bereich des Vollzugsdienstes ei-
ne Vielzahl von Beförderungsmöglichkei-
ten geschaffen. Hierbei blieben die Verwal-
tungsbeamten bei der Polizei unberücksich-
tigt. Ansatzpunkte für nachhaltige Verbes-
serungen für die Verwaltungsbeamten se-
hen wir in einer strukturellen Verbesserung
bei der Besoldung und bei den Beförderun-
gen sowie – genau wie bei den tarifbeschäf-
tigten Kolleginnen und Kollegen – im Aus-
bau flexibler Arbeitszeitmodelle.

Wird es mit Ihnen einen weiteren
Stellenabbau im Vollzugsbereich
der Polizei des Landes geben?
Nein.

Werden Sie den bisherigen Stellen-
abbau rückgängig machen?

Die SPD-Landtagsfraktion hat in den
letzten Jahren nachdrücklich vor den Fol-
gen des Stellenabbaus im Vollzugsbereich
der Polizei gewarnt. In weiten Bereichen ist
er deutlich zu weit gegangen und die Perso-
naldecke wurde so dünn, dass die Funk-
tionsfähigkeit der Polizei nur durch Mehr-
arbeit der Beamtinnen und Beamten auf-
rechterhalten werden kann. Den Stellenab-
bau werden wir insoweit rückgängig ma-
chen, als wieder gewährleistet werden muss,
dass die Beschäftigten nicht über ihre
dienstrechtlichen Pflichten hinaus einge-
setzt werden müssen. Als ersten Schritt stre-
ben wir an, die Stärke der Reviere um eine
Streife zu erhöhen.

Die Polizistinnen und Polizisten
des Landes müssen zukünftig bis

zum 62. Lebensalter arbeiten.
Fortsetzung auf Seite 4

In der letzten Ausgabe der Deutschen
Polizei haben wir darüber berichtet, das
wir an die im Landtag von Baden-Würt-
temberg vertretenen Parteien sog. Wahl-
prüfsteine gesandt haben. Aufgrund der

Drucklegung der Deutschen Polizei müs-
sen wir frühzeitige Redaktionstermine
einhalten und haben die Parteien deshalb
bereits Mitte November angeschrieben
und sie gebeten, uns die Antworten zu

übersenden. Weitere Äußerungen wer-
den wir in der März-Ausgabe veröffentli-
chen. WKi
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Dies ist der völlig falsche Weg.
Werden Sie diesen Schritt

a) generell rückgängig machen?
b) zumindest für die Beamtinnen
und Beamten im Wechselschicht-

dienst rückgängig machen?

Die SPD-Landtagsfraktion hat sich im
Rahmen der Dienstrechtsreform gegen eine
Erhöhung der Lebensarbeitszeit der Poli-
zeibeamtinnen und -beamten ausgespro-
chen.

In Anbetracht der physischen und psy-
chischen Belastungen in diesem Beruf hal-
ten wir eine Pensionierung mit 60 Jahren für
angemessen. Allerdings wird vor dem Hin-
tergrund der Entwicklungen im Renten-
recht auch von den Beamtinnen und Beam-
ten des Landes zu Recht ein Beitrag erwar-
tet. Ein richtiger Ansatzpunkt im Bereich
der Polizei ist daher tatsächlich eine diffe-
renzierte Lösung, die die Jahre des geleiste-
ten Schichtdienstes oder extreme Sonderbe-
lastungen angemessen berücksichtigt.

Seit 17 Jahren werden den Polizis-
tinnen und Polizisten des Landes
die positiven Auswirkungen der
europäischen Arbeitsschutz- und

Arbeitszeitrichtlinien vorenthalten.
Welche Maßnahmen gedenken
Sie nach den Landtagswahlen in
die Wege zu leiten, damit diesen
Schutzvorschriften entsprochen

werden kann?
Ziel muss es sein, einerseits den in den eu-

ropäischen Arbeitsschutz- und Arbeitszeit-
richtlinien vorgesehenen Ruhezeiten und
anderseits den Bedürfnissen der Beschäftig-
ten nach möglichst großen Ruheblöcken
zwischen den Schichtumläufen gerecht zu
werden. Derzeit wird mit Zustimmung des
Hauptpersonalrats der Polizei eine Ausnah-
meregelung, das sogenannte Rucksackmo-
dell, praktiziert. Im weiteren Verfahren
muss im Dialog mit den Beamtinnen und
Beamten der Polizei sowie den Gewerk-
schaften geklärt werden, wie der bisherige
„klassische Wechselschichtdienst“ unter
Berücksichtigung aller Interessen mit dem
europäischen Recht in Einklang gebracht
werden kann.

Wie wollen Sie nach den Landtags-
wahlen das enorme Problem hin-

sichtlich des Altersaufbaus bei der

Kriminalpolizei des Landes in den
Griff bekommen?

In den kommenden Jahren werden zahl-
reiche Beamtinnen und Beamte der Krimi-
nalpolizei in Pension gehen und die frei wer-
denden Stellen werden mit jüngeren Kolle-
ginnen und Kollegen besetzt. Um möglichst
geeignete Bewerber zu finden wäre es sinn-
voll, schon jetzt mehr Ausschreibungsver-
fahren durchzuführen und hierzu die Krimi-
nalpolizei von den Stellenkürzungen bei der
Schutzpolizei zu entkoppeln.

Zur Steigerung der Attraktivität der Kri-
minalpolizei für junge Polizistinnen und
Polizisten müssen die fehlenden Funktions-
stellen durch entsprechende Stellenbewer-
tungen ausgeglichen werden. Eine weitere
Möglichkeit ist es, auch aus dem mittleren
Dienst der Schutzpolizei geeigneten Nach-
wuchs zu rekrutieren und diese Kolleginnen
und Kollegen direkt zum Studium an der
Fachhochschule zuzulassen.

Darüber hinaus ist es denkbar, einen Di-
rekteinstieg zur Kriminalpolizei über das
Landeskriminalamt zu ermöglichen. Dies
würde dem LKA eine flexiblere Personal-
planung ermöglichen und die Polizeidirek-
tionen würden nicht so stark durch zusätzli-
chen Personalabzug belastet.

Ein weiterer Ansatzpunkt, um den mit
der kommenden „Pensionswelle“ einherge-
henden Kompetenzverlust zu kompensie-
ren, ist eine Verbesserung der Ausbildung
im Bereich der Kriminalpolizei (Stichwort
„Y-Ausbildung“). Es ist zum Beispiel zu
überlegen, inwieweit eine Verzahnung zwi-
schen dem FH-Studium und der Einfüh-
rungsfortbildung Kriminalpolizei Sinn
macht, um erstens an Attraktivität und Qua-
lität zu gewinnen und zweitens den Dienst-
stellen bei der Kriminalpolizei weitere län-
gere Abwesenheitszeiten zu ersparen.

Welche Einschränkungen haben
Sie in punkto Beihilfe/
Heilfürsorge geplant?

Im Bereich der Beihilfe bzw. Heilfürsor-
ge beabsichtigen wir keine Einschränkun-
gen.

Sind Sie bereit, die Entscheidun-
gen der Verwaltungsstruktur-
reform bezogen auf die Polizei

rückgängig zu machen?

Im Rahmen der Verwaltungsstrukturre-
form war die Auflösung des Wirtschafts-
kontrolldienstes eine der umstrittensten
Maßnahmen. Eine so weitreichende struk-
turelle Änderung kann allerdings nicht so
einfach isoliert rückgängiggemacht werden.

Es muss geprüft werden, ob eine erneute
Reform, unter Umständen in Verbindung
mit anderen strukturellen Änderungen, er-
folgversprechend wäre.

Denken Sie über eine Organisa-
tionsänderung (PD-Zusammen-

legung etc.) nach und wollen diese
umsetzen?

Mit der SPD-Landtagsfraktion wird es
keine strukturellen Änderungen geben, die
ausschließlich einem Personalabbau dienen.
Wenn sachliche Grunde für eine Organisati-
onsänderung sprechen, müssen solche Maß-
nahmen im Dialog mit der Polizei erörtert
und entwickelt werden. Möglichkeiten hier-
zu sehen wir durchaus.

Die Erschwerniszulagenverord-
nung des Landes Baden-Württem-
berg liegt hinsichtlich der Zulagen
weiter hinter der Bundesregelung
zurück! Sind Sie bereit, dies in der
kommenden Legislaturperiode zu

ändern?
Nach unserer Auffassung sollte die

Erschwerniszulagenverordnung zumindest
dem Stand der aktuellen Bundesregelung
entsprechen.

Sind Sie bereit, die Abschaffung
des Freiwilligen Polizeidienstes

und dafür die Schaffung von
zusätzlichen Ausbildungsstellen

einzuleiten?

Die SPD-Landtagsfraktion wird sich
auch weiterhin gegen die Fortführung des
Freiwilligen Polizeidienstes aussprechen
und die hierdurch frei werdenden Haus-
haltsmittel für zusätzliche Stellen im regulä-
ren Polizeidienst verwenden.

Wie stehen Sie zu einer
Kennzeichnungspflicht von

Polizeibeamtinnen und -beamten
wie in Berlin?

Diese Frage muss im Dialog mit den Be-
amtinnen und den Beamten, dem Haupt-
personalrat der Polizei sowie den Gewerk-
schaften geklärt werden. Grundsätzlich hal-
ten wir im allgemeinen Dienstbetrieb eine
Kennzeichnung per Dienstnummer denk-
bar, sehen aber durchaus Diskussionsbe-
darf.

Mit freundlichen Grüßen,
Dr. Nils Schmid

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg
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Welche Verbesserungen haben Sie
sich für die Tarifbeschäftigten der

Polizei gedacht?

Sie dürfen nicht leer ausgehen, während
gleichzeitig bei ihren Kollegen/Kolleginnen
eine beträchtliche Zahl von Beförderungen
stattfindet. Sie müssen also von den Ergeb-
nissen der anstehenden Tarifverhandlungen
profitieren.

Werden Sie die Idee einer „Polizei-
zulage“ für Tarifbeschäftigte in der

Polizei des Landes umsetzen?

Wir wollen diese je nach Haushaltslage
einführen.

Werden Sie einem Stellenabbau im
Nichtvollzugsbereich der Polizei
eine endgültige Absage erteilen?

Wir werden den Stellenabbau im Nicht-
vollzugsbereich definitiv stoppen. Er hat in
den letzten Jahren dazu geführt, dass Voll-
zugsbeamtinnen und -beamte Verwaltungs-
aufgaben übernehmen müssen und ihren
Kernaufgaben entzogen wurden.

Sind Sie bereit, langjährig
Beschäftigte der Polizei mit

Zeitverträgen in Festverträge zu
übernehmen, wenn ja, wie,

wenn nein, warum?
Da im öffentlichen Dienst für unbefristet

Beschäftigte faktisch Unkündbarkeit herr-
sche, kommt als Instrument der Flexibilisie-
rung nur die Befristung in Frage. Klar ist
aber, dass mit Zeitverträgen Beschäftigten
eine Perspektive geboten werden muss und
sie nach einer gewissen Zeit unbefristet
übernommen werden sollen.

Welche nachhaltigen Verbesserun-
gen für Verwaltungsbeamte/
-innen in der Polizei sehen Sie

nach der Wahl?
Wir wollen insbesondere neue Laufbahn-

möglichkeiten eröffnen.

Wird es mit Ihnen einen weiteren
Stellenabbau im Vollzugsbereich
der Polizei des Landes geben?

Nein. Die Polizei muss jetzt schon über
die Grenzen des Belastbaren hinausgehen,
um alle Aufgaben erfüllen zu können. Ein
weiterer Stellenabbau bei der Polizei
kommt deswegen nicht in Frage.

Werden Sie den bisherigen
Stellenabbau rückgängig machen?

Es bedarf einer grundsätzlich neuen, aus-
gewogenen und nachhaltigen Personalpoli-
tik bei der Polizei. Wir werden den Schwer-
punkt auf die Ausschöpfung des 800er-Ein-
stellungskorridors legen. Mit einer simplen
Rücknahme des Stellenabbaus ist es nicht
getan. Damit die Polizei ihre Aufgaben er-
folgreich erfüllen kann, braucht sie eine an-
gemessene Ausstattung, Ausbildung und
Besoldung.

Die Polizistinnen und Polizisten
des Landes müssen zukünftig bis
zum 62. Lebensjahr arbeiten. Dies

ist der völlig falsche Schritt.
Werden Sie diesen Schritt

generell rückgängig machen? –
zumindest für die Beamtinnen und

Beamten im Wechselschicht-
dienst rückgängig machen?

Vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung und der damit einherge-
henden finanziellen Belastung der öffentli-
chen Haushalte durch steigende Versor-
gungsabgaben soll eine differenzierte An-
hebung der Altersgrenzen erfolgen. Beam-
tinnen und Beamte des Polizeivollzugs-
dienstes erreichen mit Vollendung des 62.
Lebensjahres die Altersgrenze. Ausnahmen
gelten für Beamtinnen und Beamte, die
mindestens zwanzig Jahre im Schicht- und
Wechselschichtdienst, im Spezialeinsatz-
kommando, in einem mobilen Einsatzkom-
mando, in der Polizeihubschrauberstaffel
oder in einer operativen Einheit im Außen-
dienst mit regelmäßig wechselndem Ar-
beitsort tätig gewesen sind. Diese erreichen
mit Vollendung des 60. Lebensjahres die Al-
tersgrenze. Bei Beamtinnen und Beamten
auf Lebenszeit des allgemeinen Vollzugs-
dienstes und des Werkdienstes bei den Jus-
tizvollzugseinrichtungen sowie des Einsatz-
dienstes der Feuerwehr soll die bisherige
Sonderaltersgrenze von sechzig Jahren bei-
behalten werden.

Bündnis 90/Die Grünen
Baden-Württemberg
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Werden Sie Mitglied beim

»Deutschen Roten Kreuz«
Durch eine Teilnahme an einem »Erste Hilfe Kurs« können

Sie gerade bei Autounfällen durch schnelle
Hilfe vor Ort Menschenleben retten!

Spenden Sie Blut - um anderen zu helfen - damit Ihnen
auch geholfen werden kann! Gerade diese Blutspenden haben

schon vielen verunglückten Autofahrern geholfen.

Dieser Eindruck wurde ermöglicht durch

Labor Dr. Gärtner
Elisabethenstraße 11, 88212 Ravensburg, Tel. 07 51 / 5 02-0

Anzeige

Seit 17 Jahren werden den Polizis-
tinnen und Polizisten des Landes
die positiven Auswirkungen der
europäischen Arbeitsschutz- und

Arbeitszeitrichtlinien vorenthalten.
Welche Maßnahmen gedenken
Sie nach den Landtagswahlen in
die Wege zu leiten, damit diesen
Schutzvorschriften entsprochen

werden kann?
Die Arbeitszeitgestaltung, die Arbeits-

zeiten und auch das Arbeitsumfeld beein-
flussen in besonderem Maße die Gesund-
heit der Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten. Es darf keine Einschränkung dieser
gesundheitlichen Mindeststandards geben.
Die Landesregierung hat es bislang ver-
säumt, die Mindeststandards des Gesund-
heitsschutzes und bei der Arbeitszeitgestal-
tung aus der Europäischen Arbeitszeitricht-
linie zu übernehmen, welche sich auf den
Bereich der Beamtinnen und Beamten er-
streckt. Zur Einhaltung dieser Schutzvor-
schriften muss die landeseigene AzUVO
der geltenden EU-Richtlinie 2003/88 ange-
passt werden sowie durch die Landesregie-
rung als Rechtsverordnung neu erlassen
werden.

Wie wollen Sie nach den Landtags-
wahlen das enorme Problem hin-

sichtlich des Altersaufbaus bei der

Fortsetzung auf Seite 6



6 2 - 2011 Deutsche Polizei

Kriminalpolizei des Landes in den
Griff bekommen?

Wir wollen ein gezieltes Programm zur
Gewinnung von Nachwuchs bei der KriPo
auflegen.

Welche Einschränkungen planen
Sie in punkto Beihilfe/

Heilfürsorge?

Die Polizei darf nicht immer nur
Melkkuh für Einsparziele der Landesre-
gierung sein. Deswegen stellen wir uns
gegen Einschränkungen bei der Beihilfe/
Heilfürsorge.

Sind Sie bereit,
die Entscheidungen der

Verwaltungsstrukturreform,
bezogen auf die Polizei,
rückgängig zu machen?

Wir werden eine gründliche Evaluation
der Ergebnisse vornehmen und dann ent-
scheiden.

Denken Sie über
Organisationsänderungen

(PD-Zusammenlegungen) nach
und wollen Sie diese umsetzen?

Wir planen, die für die Wirtschaftskri-
minalität zuständigen Stellen, den Wirt-
schaftskontrolldienst, die Wasserschutzpo-
lizei u. Ä. zu reformieren. Außerdem wol-
len wir die Führungsebenen bei den Landes-
polizeibehörden straffen und bündeln. Wir
werden überprüfen, wie viele Polizeidirek-
tionen in den Stadt- und Landkreisen für
eine effektive Polizeiarbeit notwendig sind,
um damit Synergieeffekte zu erzielen. Da-
durch schaffen wir die Voraussetzung für
eine personelle Aufstockung in der Fläche.

Die Erschwerniszulagenverordnung
des Landes BW liegt hinsichtlich

der Zulagen weiter hinter der
Bundesregierung zurück! Sind Sie

bereit, dies in der kommenden
Legislaturperiode zu ändern?

Ja, die Anpassung der Erschwerniszula-
genverordnung steht zweifelsfrei an. Mess-

bare Leistungskriterien müssen durch eine
Neufassung tatsächlich geschaffen werden,
Erschwernisse müssen gerecht entlohnt
werden.

Sind Sie bereit, die Abschaffung
des Freiwilligen Polizeidienstes

und dafür die Schaffung von
zusätzlichen Ausbildungsstellen

einzuleiten?

Der freiwillige Polizeidienst des Landes
ist kein Ersatz für gut ausgebildete Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamte. Wir wollen
keine Polizei light, sondern eine gut ausge-
bildete, gut bezahlte und eine gut ausgestat-
tete Polizei.

Wie stehen Sie zu einer Kennzeich-
nungspflicht von Polizistinnen und

Polizisten wie in Berlin?

Die erforderliche Transparenz im alltäg-
lichen Polizeidienst und v. a. bei Großein-
sätzen wollen wir durch das obligatorische
Tragen von individualisierten, aber anony-
misierten Kennzeichnungen von Polizeibe-
amten/-innen gewährleisten.

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg
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Bereits am Dienstag, 16. 11. 2010, ver-
sammelten sich Mitglieder der Kreisgrup-
pe Tübingen in der TSG-Gaststätte in Tü-
bingen zur Jahreshauptversammlung.
Norbert Gieger konnte neben den Kolle-
ginnen und Kollegen sowie Pensionären
den stellvertretenden PD-Leiter und
Kreisgruppenmitglied Herrn PD Horst
Knöpfler sowie den GdP-Landesvorsit-
zenden Rüdiger Seidenspinner begrüßen.
Silvia Batovanja, Kundenberaterin der
BBBank, sowie Jochen Ammann als Refe-
rent der Signal Iduna ergänzten die Liste
der geladenen Gäste.

Zunächst galt es, nach einem Sach-
standsbericht des Vorsitzenden, einen
neuen Kreisgruppenvorstand zu wählen.
Norbert Gieger und Uwe Neugebauer
wurden in ihre Ämter als 1. Vorsitzender
sowie Kassier wiedergewählt. K.-H. Märk-
le, bisheriger Schriftführer, schied aus per-
sönlichen Gründen aus seinem Amt aus.
Als Nachfolger wurde Martin Gutbrod ge-
wählt. Weitere Mitglieder konnten als Bei-
sitzer für verschiedene Bereiche gewon-
nen werden.

Nach kurzen Vorträgen durch die Refe-
renten der Kooperationspartner wurde
der offizielle Teil beendet, worauf der
Abend in gemütlicher Runde bei Speis und
Trank ausklang. Norbert Gieger

Jahreshauptversammlung der PD Tübingen
AUS DEN KREISGRUPPEN

Nach einem politi-
schen Sachstandsbe-
richt durch den Lan-
desvorsitzenden war
es an der Reihe, zahl-
reiche Kollegen zu
ehren. Aus dienstli-
chen wie auch per-
sönlichen Gründen
waren jedoch viele
verhindert, weshalb
nur eine geringe An-
zahl der Ehrungen
durchgeführt werden
konnte. Stellvertre-
tend für die Kollegen
werden hier diejeni-
gen Kollegen ge-
nannt, welchen durch
den Landesvorsitzen-
den für eine mehr als
40-jährige Gewerkschaftszugehörigkeit
der Große GdP-Stern in Gold verliehen
wurde. Bei den Geehrten handelt es sich
um die Kollegen Horst Knöpfler, Manfred
Wahlwiener und Jürgen Budzinski.

Die für 40-jährige Gewerkschaftszugehörigkeit Geehrten Horst
Knöpfler, Manfred Wahlwiener und Jürgen Budzinski, zusammen
mit dem Kreisvorsitzenden Norbert Gieger und dem Landesvorsit-
zenden Rüdiger Seidenspinner.
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Die Auseinandersetzungen um die
neue Dienstkleidung waren lang und stei-
nig. Wer sich noch an die ersten Bilder
der neuen Dienstkleidung erinnert, kann
ganz deutlich die Veränderungen erken-
nen.

Positive und richtige Veränderungen
haben viele Väter, nur bei negativen Ent-
wicklungen oder Ergebnissen will keiner
die Verantwortung übernehmen, auch
wenn sie offensichtlich ist.

So ist es auch mit den Kosten für unse-
re neue Dienstkleidung, denn die neue
wird jetzt doch deutlich teurer als geplant
und dem Landtag damals unterbreitet.

Für das Jahr 2011 wird bisher wie folgt
verfahren: Nach der Polizeidienstklei-
dungsverordnung (PolDKlVO) steht je-
dem am Jahresanfang eine nach Dienst-
bzw. Lebensjahren gestaffelte Gutschrift
zu, und zwar

• bis zum 7. Dienstjahr 156,– ,
• vom 8. bis zum 30. Dienstjahr 199,– ,
• ab dem 31. Dienstjahr 156,– ,
• ab dem 56. Lebensjahr 147,– .

Diese Gutschrift wird verbucht und
ggfs. mit einem in 2010 in Anspruch ge-
nommenen „Überziehungskredit“ von
max. 30,68 verrechnet.

Von dieser Restgutschrift wird dann
aber für 2011 eine Rückstellung für die
„blaue Uniform“ in Höhe von max. 135,–

abgezogen. Also muss man davon aus-
gehen, dass ein Großteil der Gutschriften
für 2011 nicht nur gering, sondern nahe
„Null“ sind.

Ein „Minus“ wird allerdings nicht aus-
gewiesen, sondern lediglich das Konto

auf „Null“ gestellt und für das Jahr 2011
steht auch wieder ein „Überziehungskre-
dit“ in Höhe von 30,68 zur Verfügung.

Demnach erhält der/die Einzelne für
das Jahr 2011 max. 64,– Gutschrift,
aber in der Regel weniger.

Die Reduzierung wurde zwar dann
auch so publiziert, doch das hilft den be-
troffenen Kolleginnen und Kollegen we-
nig.

Klar kann man die Meinung vertreten,
dass, wenn jeder seine Grundausstattung
erhält, diese Summe zunächst ausreicht,
doch wie die Realität aussieht wissen die
„Rechenexperten“ nicht.

Durch die plötzlich auftretenden Lie-
ferprobleme ist jetzt keine Verbesserung
in Sicht, eher das Gegenteil wird der Fall
sein.

Macht es dann noch Sinn, gemischte
Streifen (einer in Blau und einer in Grün)
zu untersagen, wenn von Anfang an ab-
zusehen war, dass es in der Übergangszeit
so kommen wird?

Wer ist schuldig oder wer hat das Gan-
ze zu verantworten? Sicher nicht das
LZBW, das mit einem gigantischen Auf-
wand versucht, die Kolleginnen und Kol-
legen einzukleiden; bis auf wenige Aus-
nahmen auch nicht das LPP.

Die Verantwortung haben die zu tra-
gen, die die Entscheidung getroffen ha-
ben, auf Blau umzustellen. Ältere Kolle-
gen, die schon die letzte Umstellung auf
die beige/grüne Dienstkleidung mitge-
macht haben, haben ihre Erfahrungen
gemacht und mitgeteilt. Man hätte nur
auf sie hören müssen. Genau da liegt das
Haar in der Suppe. Dass nun in Mazedo-
nien Lieferschwierigkeiten entstehen,
konnte wirklich niemand ahnen. Ob die
Verantwortlichen allerdings nicht besser
unsere heimische Textilindustrie hätten
ankurbeln können/müssen/sollen, darf
zwar gefragt werden – aber auch nur ganz
leise.

Fakt ist, dass jetzt unsere Kollegen
nicht nur mit defekten Schuhen, sondern
sogar teilweise ohne Anoraks, auf der
Straße stehen müssen und das darf und
kann nicht sein.

Hier muss dringende unbürokratische
Abhilfe geschaffen werden.

RSeid

Was bekommen wir jetzt tatsächlich?

LANDESJOURNALBaden-Württemberg

DIE NEUE DIENSTKLEIDUNG

Bereitschaftspolizei Bruchsal

Die GdP-Kreisgruppe Bereitschafts-
polizei Bruchsal führt am 10. Februar
2011 ihre Jahreshauptversammlung
durch. Beginn 16.30 Uhr im Kantinen-
raum 2 + 3 der Bereitschaftspolizeidirek-
tion Bruchsal.

Kreisgruppe Zollernalbkreis

Am Montag, dem 28. Februar, findet
um 17.00 Uhr die Jahreshauptversamm-
lung der Kreisgruppe Zollernalbkreis im
Soldatenheim in Meßstetten statt. Für al-
le Anwesenden wird es wieder ein kos-
tenloses warmes Büfett geben. Eingela-

den sind, wegen der kurz darauf folgen-
den Landtagswahlen, der Kreisrat MdL
Pauli (CDU) und der MdL Haller (SPD).

Peter Heinzelmann

Jahreshauptversammlungen
AUS DEN KREISGRUPPEN
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GdP-Kreisgruppe Tübingen PD

Am Freitag, 26. 11. 2010, um 14.00 Uhr wurde unser langjäh-
riges Mitglied, der 88-jährige Othmar Fritsch, für mehr als 60

Jahre Zugehörigkeit in
einer Gewerkschaft ge-
ehrt. Nachdem er bereits
zwei Schlaganfälle erlitt,
befindet sich Othmar
wieder auf dem Weg der
Besserung und nahm die
Ehrung mit Freude ent-
gegen. Othmar Fritsch
trat im Jahr 1949 in die
Gewerkschaftsbewegung
ein. Im August 1978
wechselte er in die Ge-
werkschaft der Polizei.

Neben Urkunde, An-
stecknadel und Zinntel-
ler wurde ein Weinprä-
sent überreicht.

Uwe Neugebauer

Ehrungen

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg

AUS DEN KREISGRUPPEN

zur Beförderung zum/zur:
Polizeioberrat
Freiburg PD: Dirk Klose
Polizeihauptkommissar A 12
Rems-Murr-Kreis: Uwe Bieler
Polizeihauptkommissar
Esslingen: Dirk Grötzinger, Markus Handte
Polizeioberkommissar
Esslingen: Joachim Rieg, Florian Beinlich
Rems-Murr-Kreis: Gabor Sipos
Polizeihauptmeister mit Zulage
Tuttlingen: Frank Grimm
Polizeihauptmeister
Esslingen: Markus Merk
Polizeiobermeister/-in
Esslingen: Thomas Uhlig; Rems-Murr-Kreis: Michaela
Mendes Rodrigues, Jenny-Joan Funk, Marlene Michalski

Es traten in den Ruhestand:
Bepo-Biberach: Bruno Buck, Dieter Hämmerle; Bepo-Böb-
lingen: Helmut Pfister; Calw: Karl Ulrich Schneider; Esslingen:
Gerd Reichert; Freiburg PD: Ekkehard Fritz; Freudenstadt:
Herbert Beutter; Heidelberg: Lothar Zeh; Heidenheim: Wolf-
gang Mende; Karlsruhe PP: Udo Bauer; Karlsruhe RP: Herr-
mann Fischer; Mannheim: Manfred Schäffler, Alwin Schmitt,
Harry Schmitt; Reutlingen: Siegfried Pirmer; Rottweil: Arthur
Link; Stuttgart PP: Richard Bulling, Hans-Peter Knödel, Karl
Müller, Harald Semerad; Waldshut-Tiengen: Manfred Kaiser

Zusammengestellt v. A. Burckhardt

Die GdP gratuliert herzlich

PERSONALMITTEILUNGEN

Der stellvertretende Kreisvorsitzende
Uwe Neugebauer beim Überreichen
der Urkunde an Othmar Fritsch.

GdP-Kreisgruppe Freiburg PD

Bei der GdP-Kreisgruppe PD Freiburg wurden in den letzten
Monaten einige Kollegen für ihre langjährige Mitgliedschaft in
der GdP geehrt.
Der Kollege Hel-
mut Krischke aus
Breisach/Rhein
brachte es tatsäch-
lich auf 60 Jahre
Mitgliedschaft in
einer demokrati-
schen Gewerk-
schaft und das war
Anlass genug, ihm
im Rahmen des
monatlich stattfin-
denden Stammti-
sches die Urkunde
mit dem entspre-
chenden Präsent zu überreichen. Auch von dieser Seite herz-
lichen Glückwunsch und weiterhin gute Gesundheit.

Erwin Müller, Seniorenansprechpartner

Erwin Müller, Mitglied im Landessenioren-
vorstand, überreicht ein Präsent an Helmut
Krischke.


